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Katja Kipping ist Bundesvorsitzende der
Partei Die Linke und Mitglied im Deut-
schen Bundestag. Im Gespräch mit Thomas
Meyer erläutert sie, welche Auswirkungen
die Wahl eines Ministerpräsidenten der Lin-
ken hat und lotet die Chancen einer rot-rot-
grünen Kooperation auf Bundesebene aus.

NG/FH: Seit Ende letzten Jahres stellt die
Linkspartei den Ministerpräsidenten in
Thüringen, getragen von einer rot-rot-grü-
nen Koalition. Ist das eine neue politische
Qualität, ein Schritt nach vorne in der Ent-
wicklung der politischen Rolle der Linkspar-
tei, symbolisiert das eine Art Neubeginn?
Welche Hoffnungen verknüpfen Sie damit?

Katja Kipping: Wir haben uns natürlich
sehr gefreut, dass es geklappt hat, zumal es
am Wahltag ja noch spannend wurde. Wie
historisch dieses Ereignis ist, wurde mir
noch mal so richtig vor Augen geführt, als
ich am Wahltag in Thüringen unterwegs
war. Als ich nach dem ersten Wahlgang an
einer Raststätte Stopp machte, begegnete
ich dort einer Gruppe von offensichtlich
westdeutschen Touristen, die im Ton tiefs-
ter Verachtung sagten: »Der Ramelow hat
es ja zum Glück nicht geschafft und das
klappt auch beim nächsten Mal nicht«. Ich
spürte eine unglaubliche Aggression, als
sie mich dann entdeckt hatten.

Als es im zweiten Wahlgang klappte,
wurde mir klar, was für eine Welt jetzt ge-
rade bei denjenigen zusammenbricht, die
die Linke bis ins Mark hassen. Für uns war
es die Freude darüber, dass Bodo Rame-
low, der richtige Mann für dieses Amt, ge-
wonnen hat. Die historische Dimension
führte mir erst die Heftigkeit des Wider-
standes deutlich vor Augen.

NG/FH: Ist diese historische Dimension
jetzt schon eröffnet, nachdem die Regie-
rungsbildung und die Wahl von Ramelow
funktioniert hat? Oder müssen erst noch
Taten folgen, damit man wirklich von et-
was Neuem sprechen kann, für die Bun-
desrepublik und die Linkspartei?

Kipping: Jedenfalls kann die SPD jetzt in
keinem Bundesland dahinter zurück und
sagen, dass das ein Tabu ist, auf das sie sich
nicht einlassen kann. Insofern ist da jetzt
ein Pfeiler eingeschlagen.Aber es gibt keine
Garantie dafür, dass es von dort aus jetzt in
allen anderen Bundesländern auch Rot-
Rot-Grün gibt. Und es gibt auch keinerlei
Automatismus von Rot-Rot-Grün in Thü-
ringen auf die Bundesebene.

NG/FH: Worin genau besteht jetzt die Chan-
ce? Einfach nur darin, dass es zum ersten
Mal einen von Rot-Rot-Grün gewählten
Ministerpräsident gibt – oder darin, dass
er jetzt etwas umsetzen kann, das wirkt,
das eine Ausstrahlung in die Gesellschaft
und in die große Öffentlichkeit der Bun-
desrepublik hinein hat?

Kipping: Die große Chance besteht darin,
in einer Zeit, in der eher der Eindruck er-
weckt wird, Politik sei alternativlos, und in
der das Gefühl vorherrscht, die Länder
und Kommunen seien nur noch Vollstre-
cker des Kürzungsdiktates, einen anderen
Pfad einzuschlagen und zu zeigen, dass
Alternativen möglich sind. Dadurch kann
Demokratie wieder attraktiver werden. Ob-
wohl natürlich klar ist, dass die Produk-
tions- und Reproduktionsverhältnisse von
Thüringen aus nicht über den Haufen ge-
worfen werden können – leider.

Gespräch mit Katja Kipping

»Thüringen hat meine Sichtweise nicht verändert«
Rot-Rot-Grün auf Bundesebene muss als eine Option
möglich werden
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NG/FH: Nun hören wir ja im Anschluss an
die Regierungsbildung verschiedene Stim-
men aus Ihrer Partei. Gregor Gysi hat ge-
sagt, das sei ein Anlass, ernsthafte Gesprä-
che zwischen den vor Ort beteiligten Par-
teien zu führen, aber auch auf Bundes-
ebene. Von Dietmar Bartsch kam der eher
überraschende Kommentar, es gebe weder
einen Anlass noch eine Grundlage für sol-
che Gespräche.Was meinen Sie? 

Kipping: Ich würde gerne die Diskussion
über Rot-Rot-Grün auf Bundesebene von
der Situation in Thüringen lösen.Die Thü-
ringen-Wahl hat meine Sichtweise dies-
bezüglich nicht verändert.

Ich meine, Rot-Rot-Grün auf Bundes-
ebene sollte als eine Option schon deshalb
nicht ausgeschlossen werden, damit nicht
die CDU alleine die Wahl hat, mit wem sie
regieren will, also aus schlichten verhand-
lungstaktischen Gründen sozusagen.Wenn
stets die CDU allein die Wahl hat, wird sie
immer den Preis bestimmen.Und mit dem
Erstarken einer marktradikalen rechts-
populistischen Partei besteht zudem die
Gefahr, dass irgendwann wohlmöglich
Rot-Rot-Grün die einzige Alternative ist,
um Schwarz-Blau zu verhindern.

NG/FH: Das sind rein demokratiepolitische
Erwägungen.

Kipping: Genau.Angesichts des konkreten
gegenwärtigen Zustands aller drei betroffe-
nen Parteien halte ich Rot-Rot-Grün nicht
für die wahrscheinlichste Variante für 2017
und ich bin mir noch nicht einmal sicher,
ob sie die wünschenswerteste ist. Man darf
ja nicht vergessen: Wenn es Rot-Rot-Grün
gibt, heißt das, es gibt keine Opposition
von links mehr im Parlament, weil ja dann
alle Mitte- und Linksparteien gemeinsam
in der Regierung sind. Das verändert die
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse. Da-
mit Rot-Rot-Grün Sinn macht, müssen
mindestens zwei Bedingungen erfüllt sein:
Die Beteiligten müssen zu einem gemein-

samem Programm finden. Eine Vorausset-
zung dafür ist die Verständigung darüber,
dass man tatsächlich etwas anders machen
möchte und dass diese Verständigung in
der Substanz von den drei Parteien getra-
gen wird. Das war die Stärke in Thüringen.
Bei allen fiskalischen Beschränkungen dort
haben sich die Parteien verständigt: Sie wol-
len den sozialökologischen Umbau voran
bringen. Da hat es zuvor viele Gespräche,
viele Arbeitsbeziehungen gegeben. Das se-
he ich gegenwärtig auf Bundesebene über-
haupt nicht.

Und die zweite Voraussetzung ist fast
noch schwerer zu erfüllen: Es bedarf vorher
einer hegemonialen Verschiebung, einer
Änderung des Zeitgeistes. Der Crossover
darf sich deshalb nicht auf Abgeordnete der
drei Parteien beschränken, die sich mal
beim Latte Macchiato treffen. Er muss viel-
mehr von nichtparteilichen Akteuren wie
den Gewerkschaften, sozialen Bewegun-
gen, Sozialverbänden, kritischen Köpfen
in Wissenschaft und Kunst getragen sein.
Dazu braucht es eine Plattform auf gesell-
schaftlicher Ebene.

NG/FH: Dietmar Bartsch hat ja auch gesagt:
»Wenn eine rot-rot-grüne Kooperation auf
Bundesebene möglich werden soll, dann
muss sie aus der Gesellschaft heraus ent-
stehen.« Aber wo soll denn eine solche Be-
wegung aus der Gesellschaft heraus oder
eine solche Kooperation zwischen den
Parteien herkommen, wenn sie nicht von
den Parteien selbst initiiert, sie also nicht
ein Stück weit von den Parteien auch in die
Gesellschaft hineingetragen wird?

Kipping: Mein Argument darf keine Aus-
rede dafür sein, nun Däumchen zu drehen.
Beim Institut Solidarische Moderne, dessen
Mitbegründerin ich bin, wird beispielswei-
se exemplarisch praktiziert, wie ein partei-
lich-gesellschaftliches Crossover ablaufen
kann. Dort sitzen nämlich Parteipoliti-
ker/innen, kritische Wissenschaftler/in-
nen und Bewegungsaktivist/innen gleich-
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berechtigt zusammen und verpflichten sich
auch auf gemeinsame Methoden, um etwa
Papiere zu produzieren, um gemeinsam
Kongresse vorzubereiten.

Es müsste uns gelingen, so etwas auch
in einem größeren Rahmen zu praktizie-
ren, auf einer größeren Plattform, mit den
großen Gewerkschaften und den Spitzen
von SPD und GRÜNEN.Wenn aber die Zu-
sammenarbeit aller drei Parteien so weit
wäre wie beim ISM, dann würde ich sehr
zuversichtlich auf 2017 schauen.

NG/FH: Neben dem ISM gibt es noch wei-
tere ähnliche Initiativen. Warum springt
von denen nichts in die Parteien oder in
die Gesellschaft über? Da machen doch re-
lativ prominente gut vernetzte Leute mit,
die in ihren eigenen Milieus anerkannt
sind. Da müsste es doch möglich sein.

Kipping: Beim ISM gibt es eine starke In-
teraktion und Diskussionen mit der kriti-
schen jüngeren Wissenschaftsgeneration.
Da passiert ja richtig was. Aber das funk-
tioniert halt abseits der sehr platten und
sehr machtförmig geprägten Deutungs-
muster der Massenmedien. Auch deswe-
gen wird das zu wenig wahrgenommen. Es
gibt Medienkonzerne, deren Hauptziel sein
wird, das zu stören, sobald Rot-Rot-Grün
zur realistischen Option wird.

Wir haben doch miterlebt, was für
eine Kampagne führender Medienkonzer-
ne bei der letzten Bundestagswahl gegen
die GRÜNEN losgetreten wurde, Stich-
worte Veggie-Day und Pädophilendebatte.
Diese war doch nicht darin begründet,
dass diese auf einmal Angst hatten, am
Freitag kein Fleisch mehr essen zu dürfen.
Man hat die GRÜNEN vielmehr deshalb
angegriffen, weil sie in den Umfragen so
gut dastanden, dass Rot-Grün mit der kla-
ren Aussage einer Umverteilung zu einer
realistischen Option wurde. Die Umver-
teilung war gegen die Interessen der füh-
renden Kräfte.Darum haben sie zurückge-
schlagen.

NG/FH: Wenn das so ist, müsste man doch
am stärksten daran interessiert sein, diese
Debatten lange vor der Wahl zu führen, da-
mit sie dann nicht kurz vor der Wahl so ein-
schlagen, sondern bis dahin eingearbeitet
sind und Argumente durchbrechen können.

Kipping: Ja, vor allem bräuchte es dagegen
eine allgemeine innere Wehrhaftigkeit. Da-
zu gehört erst einmal das Wissen, dass sich
jede politische Kraft, die eine Umvertei-
lung von oben nach unten möchte, selbst
wenn sie im Interesse von zwei Dritteln der
Bevölkerung ist, mit den reichsten 5-10 %
anlegen muss und dass es darum immer
Kampagnen dagegen geben wird.Man muss
sich intellektuell und strategisch dagegen
immunisieren. Das Problem ist aber, dass
es in allen Parteien die Neigung gibt, sich
solchen Kampagnen rasch zu beugen.

NG/FH: Was beinhaltet genau der Begriff
der »Mosaik-Linken«? Ist das ein Konzept
bzw. Programm, bei dem jede beteiligte
Partei eine bestimmte Aufgabe übernimmt,
atmosphärisch und thematisch in die ver-
schiedenen, ihr besonders nahestehenden
gesellschaftlichen Gruppierungen und Mi-
lieus hineinzuwirken? 

Kipping: Die Stärke dieses Konzepts liegt
in der Erkenntnis, dass die Verschieden-
heit keine Schwäche, sondern eine Stärke
sein kann. Und in der Erkenntnis, dass die
von der interventionistischen Linken über
die parlamentarische Linke bis hin zum
feministischen Care-mob und zur Ge-
werkschaftslinken – jede und jeder seine
besondere Funktion in diesem Mosaik hat.
Die Unterschiede und Eigenrationalitäten
sollten wir uns nicht gegenseitig vorwer-
fen sondern als jeweilige Stärke verstehen.
Eine wichtige Aufgabe der Linkspartei be-
steht darin, diejenigen Gruppen anzuspre-
chen oder überhaupt wieder für demokra-
tische Teilhabe zu begeistern, die bereits
ihre innere Kündigung an die Demokratie
geschrieben haben, weil sie das Gefühl ha-
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ben, auf dem Abstellgleis zu stehen oder
weil sie Abstiegsängste haben.

Hartz IV-Betroffene, Prekarisierte und
Menschen mit Abstiegsängsten können wir
als LINKE vielleicht in besonderer Weise
ansprechen. Immerhin wird den GRÜNEN
und der SPD eher zugeschrieben, an der
klassischen Angst vor Altersarmut mit
Schuld zu sein.

Oder nehmen wir das Thema Energie-
wende.Da haben die GRÜNEN eine beson-
dere Kompetenz für die Umstellung auf er-
neuerbare Energien.Sie sind in den entspre-
chenden Milieus tief verankert. Die SPD
bringt ihre Bindungen an die Gewerkschaf-
ten mit,die man dafür gewinnen muss.Und
wir bringen die soziale Dimension ein, um
sicherzustellen, dass Energiewende am Ende
nicht zulasten der Ärmsten geht. Und wir
bringen natürlich noch die Konzernkritik
mit, da eine nachhaltige Energiewende nur
funktioniert, wenn man bereit ist, sich mit
den Konzernen anzulegen. Erst diese un-
terschiedlichen Kompetenzen zusammen
machen eine wirklich nachhaltige sozial-
ökologische Energiewende möglich.

NG/FH: Wären die drei Parteien heute in
der Lage, das hinzubekommen?

Kipping: Auf gar keinen Fall. Davon sind
wir weit entfernt. Wie erwähnt gibt es im-
merhin Gespräche mit einzelnen Sozial-
demokraten und GRÜNEN, die ganz okay
funktionieren,aber was das Interesse an ei-
nem wirklichen Politikwechsel anbelangt,
ist der aktuelle Stand eher ernüchternd.
Von Berufspolitiker/innen erwartet man,
dass sie Profis sind und auch wissen, dass
sich im Wahlkampf jede Partei selbst am
nächsten ist und natürlich versucht, ein
gutes Ergebnis zu erzielen. Das ist auch
nichts Schlimmes, das gehört zur Demo-
kratie dazu. Das Ernüchternde an den Ge-
sprächen, die wir bisher geführt haben, ist
der verbreitete Mangel an Interesse, etwas
wirklich anders zu machen, als es bisher
der Fall ist. Die Richtschnur für mich lautet
hingegen: In welcher Position – Opposi-
tion oder Regierung – kann ich das größt-
mögliche Maß an gesellschaftlicher Verän-
derung im Sinne friedlicher Außenpolitik
und im Sinne des sozialökologischen Um-
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baus bewirken? Diese Frage lässt sich nur
in der konkreten Situation beantworten.

NG/FH: Die Vorbehalte der SPD gegenüber
den Linken haben viel mit deren großer
Vielstimmigkeit zu tun. Zu jedem öffentli-
chen Statement kommt sofort ein radikales
Gegenstatement, es gibt zu viele gegen-
sätzliche Gruppen in der Partei. Gibt es
überhaupt genügend starke Kräfte,die ver-
lässlich im Bund regieren wollen? Man
weiß ja, in der Regierung zu sein, kostet
Stimmen. Da denken viele, in der Oppo-
sition kann man auch manches verändern,
und die Zahl der Mandate wird nicht dezi-
miert.

Kipping: Dem möchte ich widersprechen.
Man muss sich einfach mal anschauen, wie
sich die beiden Vorsitzenden der GRÜNEN
äußern, da findet man fast immer konträre
Antworten. Finden sie erst einmal einen
Bereich, in dem das bei Bernd Riexinger
und mir vergleichbar wäre. Und verschie-
dene Strömungen gibt es schließlich in al-
len anderen Parteien auch.

NG/FH: Es gibt doch bei ihnen Gruppen, die
eher der Binnenlogik folgen, die schauen,
was innenparteilich etwas bringt und an-
dere, die nach außen gestalten wollen und
dafür Zustimmung suchen. Das schafft ein
starkes Spannungsverhältnis.

Kipping: Ich teile Ihre Kategorisierung
nicht. Meine Orientierung ist »revolutionä-
re Realpolitik«. Unser Kompass besteht da-
rin, dass jedes Nahziel mit einer Perspek-
tive in der Ferne verbunden sein muss.
Daher ist für mich der Gestaltungsbegriff
immer mit der klaren Zielvorgabe einer
friedlichen Außenpolitik und eines sozial-
ökologischem Umbaus verbunden. Bei ei-
ner Regierung, die zu einer friedlichen
Außenpolitik führt, die eine Millionärs-
steuer einführt, einen Mindestlohn, eine
Mindestsicherung und eine Mindestrente,
sind wir sofort dabei.

NG/FH: Wie sehen Sie die Pegida-Anhän-
ger in Dresden und anderswo? Die sind ja
nur zum kleinen Teil von SPD oder GRÜ-
NEN gekommen, aber viele haben vorher
versucht, sich bei der Linkspartei einzu-
sortieren. Ist das nicht eine spezielle He-
rausforderung für Sie? 

Kipping: In einer Gesellschaft, in der Exis-
tenz- und Abstiegsängste dominieren, ver-
roht das gesellschaftliche Klima und das
Treten nach unten brutalisiert sich. Letz-
teres und die Begeisterung für Autoritä-
ten bilden den Grundton von Pegida, der
AfD und des Rechtspopulismus. Von da-
her glaube ich, dass diese gesellschaftliche
Entwicklung durch die neoliberalen Re-
formen vorbereitet worden ist. Das ist der
gesellschaftliche Humus, auf dem solche
Kräfte gedeihen können. Pegida ist ein
Ausdruck von dreierlei: eines tief in der
Mitte der Gesellschaft sitzenden Rassis-
mus; einer inneren Kündigung gegenüber
der Demokratie; und eines Kulturkampfes,
der gerade von rechts geführt wird, und
der alle Errungenschaften der 68er Bewe-
gung zurückdrehen will. Pegida zieht ja
gleichermaßen über Migranten, Frauen
und die Gleichstellung von Homosexu-
ellen her. Bei all diesen Punkten nehmen
wir als Linke eine deutlich andere Position
ein. Der organisierende Kern von Pegida
ist die AfD und das Dresdner Sportfan-
milieu, die Hooliganszene. Die Andock-
stelle ist die Unzufriedenheit über das Sys-
tem.

NG/FH: Was meinen Sie in diesem Zusam-
menhang mit System?

Kipping: Der Protest gegen das System
kann rechtsgewendet werden und richtet
sich dann generell gegen die Demokratie.
Er kann auch links gewendet werden, dann
verläuft die Grenze zwischen oben und
unten: Die existierende Produktionsweise
und der Kapitalismus sorgen dafür, dass es
Ausbeutung und Armut gibt etc.
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NG/FH: Wo sehen Sie inhaltliche Überlap-
pungen zwischen der Linkspartei, der So-
zialdemokratie und den GRÜNEN, an die
angeknüpft werden könnte und sollte.Und
wo sind die großen Hürden, die zu über-
winden wären? 

Kipping: Vor allem beim Mindestlohn gibt
es Anknüpfungspunkte, auch bei der soli-
darischen Bürger/innenversicherung im
Gesundheitswesen, also der Abkehr vom
Zwei-Klassen-System in der medizini-
schen Versorgung, auch längeres gemein-
sames Lernen in der Schule ist eine Ge-
meinsamkeit, die sozialökologische Ener-
giewende könnte solch ein Thema sein.
Das jetzige Agieren von Sigmar Gabriel in
dieser Hinsicht wirft aber Fragen auf. Im
letzten Wahlkampf schien es noch, als sei
die Umverteilung durch eine stärkere Be-
steuerung von Vermögen und Einkommen
ein verbindender Punkt. Jetzt stelle ich be-
sorgt fest, dass sich bei den GRÜNEN in
Bezug auf die Deutung des Ergebnisses bei
der letzten Bundestagswahl die Parteirech-
ten durchgesetzt haben, die gerade die For-
derung nach Steuererhöhung als Grund
für den Absturz betrachten.

Ich sehe aber auch Knackpunkte – zum
einen die Außenpolitik: Wenn die SPD da-
rauf besteht, dass es von vornherein ein Ja
zu Auslands- und Kriegseinsätzen gibt,
dann wird es keine Koalition geben.

NG/FH: Sind Sie ausdrücklich nur gegen
Kriegseinsätze im Ausland oder gegen Aus-
landseinsätze überhaupt?

Kipping: Wir sind generell gegen Auslands-
einsätze. Im Programm ist die rote Halte-
linie so formuliert: Wir sind dafür, dass al-
le jetzigen Auslandseinsätze beendet wer-
den. Und wir werden keinem Kriegsein-
satz zustimmen.

NG/FH: Das würde heißen, dass andere
Bundeswehreinsätze außer Kriegseinsät-
zen nicht verboten sind.

Kipping: Das heißt aber auch nicht, dass
die automatisch erlaubt sind.

Zudem sind wir für einen Austritt aus
der NATO bzw. wir halten es für ein richti-
ges Ziel, die NATO überflüssig zu machen.
Das ist aber keine rote Haltelinie. Konkret
lautet die Formulierung: »die NATO erset-
zen durch ein anderes kollektives Sicher-
heitssystem, etwa die KSZE«.

Der zweite Punkt ist der Umgang mit
den Erwerbslosen. Hier sehe ich inzwi-
schen eine größere Nähe zu den GRÜ-
NEN. Ich meine, das Hartz IV-Sanktions-
system gehört abgeschafft. Da sehe ich bei
der SPD gegenwärtig eher das Interesse,
Langzeiterwerbslose und Beschäftigte wei-
terhin gegeneinander auszuspielen. Er-
werbslose dürfen jedoch nicht zu Schul-
digen abgestempelt werden und sie dürfen
auch nicht mittels Existenzangst zur An-
nahme von Jobs oder Maßnahmen gezwun-
gen werden.

Und drittens fürchte ich, dass wir uns
gegenwärtig nicht einmal auf den Grund-
satz einer stärkeren Umverteilung durch
Besteuerung von Superreichen und Kon-
zernen verständigen können.

NG/FH: Zurück zur Mosaik-Linken. Wenn
sich Vertrauen zwischen den Beteiligten
bilden soll, würde das nicht dadurch geför-
dert, dass die wechselseitige Kritik zivili-
sierter und konstruktiver würde und in
der Öffentlichkeit auch Gemeinsamkeiten
sichtbar würden?

Kipping: Ja, aber das darf in der Praxis nicht
dazu führen, dass die Gegensätze und die
Kontroverse zu kurz kommen. Die Theo-
retikerin der Radikaldemokratie, Chantal
Mouffe, spricht zu Recht von der Bedeu-
tung von Gegensätzen, um Menschen für
Politik zu begeistern. Platte Harmoniesucht
führt nur zu schnell in die Postpolitik.
Wenn der Eindruck entstünde, die drei
Parteien seien ja eh alle gleich, schadete das
der Demokratie und wirkte demobilisie-
rend auf die jeweiligen Milieus.


